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Es geht wieder aufwärts in unserem Land! 

Das ist eine gute Nachricht ein Jahr nach dem 
Ausbruch der Finanzkrise. 

Aber haben wir wirklich den tiefsten Wirt-
schaftseinbruch in der Geschichte der Bundesre-
publik bereits überwunden? 

Was muss jetzt geschehen, damit wir einen selbst-
tragenden Aufschwung schaffen? 

Was müssen wir jetzt tun, um die Wiederholung 
einer Finanzkrise unmöglich zu machen? 

Welche Weichen müssen wir jetzt stellen, damit wir 
unsere Sozialsysteme nachhaltig und zukunftsfä-
hig machen? 

Wie können wir den Staatshaushalt sanieren und 
gleichzeitig mehr in die Zukunft investieren? 

Wir alle spüren die Ungewissheit und die Risiken, 
ob und wie wir diese Herausforderungen bewälti-
gen. Dennoch haben wir Grund, mit Mut und Zu-
versicht in die Zukunft zu blicken: 

Wer hätte Anfang des Jahres gedacht, dass wir 
heute zumindest wieder Licht am Ende des Tun-
nels sehen? Die Konjunkturprognosen werden 
langsam, aber stetig nach oben korrigiert. Wir ha-
ben zumindest gesamtwirtschaftlich die Talsohle 
verlassen. Und der Arbeitsmarkt erweist sich ent-
gegen allen Horrorszenarien als robust. 

Die Unternehmen haben trotz einer dramatischen 
Krise alles getan, um Beschäftigung soweit wie 
möglich zu halten. 

Dazu hat vieles beigetragen: 

- die verbesserten Möglichkeiten der Kurz-
arbeit, 

- moderne Tarifverträge und flexible Be-
triebsvereinbarungen. 

Aber es ist vor allem die Entschlossenheit vieler 
Betriebe, auch in den Krisenbranchen, jetzt alle 
Anstrengungen zu unternehmen, um die eigene 
Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, Strukturen 

anzupassen – und gleichzeitig Beschäftigung zu 
sichern, damit wir nach der Krise die Chancen des 
Marktes nutzen können. 

Es ist wahr, dass sich im nächsten Jahr die Situa-
tion auf dem Arbeitsmarkt nicht so halten kann, wie 
das derzeit noch der Fall ist. 

Aber ich widerspreche erneut allen Horrorszena-
rien: 

Anfang des Jahres haben uns alle Experten, 

- alle Wirtschaftsforschungsinstitute, 

- die Bundesagentur für Arbeit 

und viele andere vorgerechnet, dass es am Ende 
dieses Jahres vier Millionen Arbeitslose geben 
werde. 

Ich habe dem von Anfang an widersprochen, weil 
ich gespürt habe, wie entschlossen unsere Unter-
nehmen sind, trotz Krise alles zu tun, um Beschäf-
tigung zu sichern. 

Nach meiner Einschätzung gibt es aber ein großes 
Risiko in den nächsten Monaten für unsere Unter-
nehmen und damit auch für den Arbeitsmarkt. 
Diesem Risiko müssen wir ins Auge sehen und 
gegensteuern: 

Die wirtschaftspolitische Aufgabe Nummer 1 ist in 
den nächsten Monaten die Sicherung der Unter-
nehmensfinanzierung. 

Wenn wir es schaffen, dass sich die Kreditsituation 
für unsere Unternehmen verbessert und nicht ver-
schlechtert, dann bin ich absolut zuversichtlich, 
dass wir wieder nachhaltiges Wachstum erreichen 
und schneller und stärker aus der Krise heraus-
kommen, als viele meinen. 

Im Ausland beneidet man Deutschland, wie wir 
heute dastehen. Wir haben offensichtlich vieles 
besser gemacht als andere Länder. Mancher 
spricht sogar von einem deutschen Arbeitsmarkt-
wunder. 

Ja, ich glaube, wir haben in den letzten zwölf Mo-
naten vieles richtig gemacht. Das Krisenmanage-
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ment der Politik war richtig, und vor allem die An-
strengungen in den Unternehmen waren insge-
samt betrachtet erfolgreich. 

Aber ich sehe die Gefahr einer breiten Kredit-
klemme für große Teile der deutschen Wirtschaft. 
Bereits jetzt haben sich die Finanzierungsproble-
me für sehr viele Unternehmen dramatisch ver-
schärft. 

Mir wird bei dieser Debatte zu viel verharmlost und 
zu wenig realistisch die Situation gesehen, in die 
wir hineinlaufen. 

1. Die Banken werden alle weiteren Wertberichti-
gungsbedarf haben. 

2. Die Bankbilanzen sind vielfach immer noch mit 
Altlasten und Hochrisikopapieren belastet. 

3. Die Banken müssen bestehende Unterneh-
menskredite mit mehr Eigenkapital unterlegen, weil 
sich die Ratings vieler Unternehmen krisenbedingt 
verschlechtern. 

4. Die Auslandsbanken ziehen sich weitgehend 
aus dem Kreditgeschäft zurück. 

5. Gleichzeitig müssen sich die Banken auf ver-
schärfte Eigenkapitalbedingungen einstellen. 

Und 6.: Der Kreditbedarf der Unternehmen wird bei 
anziehender wirtschaftlicher Entwicklung wachsen.  

Deshalb: 

Wir brauchen jetzt weitere staatliche Maßnahmen, 
um die Banken in die Lage zu versetzen, dass sie 
den Unternehmen hinreichende Mittel zur Finan-
zierung zur Verfügung stellen können. Das Prob-
lem ist nicht, dass die Banken nicht genügend 
liquide Mittel vor allem im Kurzfristbereich haben. 

Das Problem ist, dass für mittel- und längerfristige 
Finanzierungen die Eigenkapitalunterlegung der 
Banken gerade jetzt zu wenig Spielraum lässt, und 
deshalb müssen hier weitere Unterstützungsmaß-
nahmen ansetzen. 

Dazu gehört vor allem, wieder einen Verbrie-
fungsmarkt in Gang zu setzen, damit die Banken 
neue Möglichkeiten zur Kreditvergabe gewinnen. 

Natürlich sind Verbriefungen in der Vergangenheit 
missbraucht worden. Aber reguliert, transparent 
und beaufsichtigt ist der Verbriefungsmarkt unver-
zichtbar. 

Die deutsche Wirtschaft hat die internationale Fi-
nanzkrise wahrlich nicht verursacht. 

Trotzdem sage ich in aller Klarheit: 

Ich habe kein Verständnis dafür, wenn irgendje-
mand im Wirtschaftsleben Produkte anbietet, die 
er selbst nicht versteht. Und dass dies ausgerech-
net bei Finanzprodukten passiert ist, ist umso un-
verständlicher. 

Wir, die so genannte Realwirtschaft, haben uns ein 
paar Jahre Vorträge von Bankern über Risikoma-
nagement anhören müssen, die man besser bei 
den Banken selbst hätte beachten sollen. 

Aber es geht auch um die Rolle des Staates. Die 
Soziale Marktwirtschaft braucht einen starken, 
handlungsfähigen Staat. 

Nicht einen überfetteten Staat, der alles Mögliche 
macht, aber bei Kernaufgaben, zum Beispiel der 
Regulierung von Finanzmärkten, völlig versagt. 

Wenn ich bedenke, wie viele Rechtsvorschriften 
ein gewerblicher Betrieb einhalten muss – von den 
Sicherheitsvorschriften eines Bürostuhles über 
unzählige Vorschriften des Arbeits-, Umwelt- und 
sonstigen Gewerbeschutzes bis hin zu ungezähl-
ten Produktvorschriften, so frage ich mich schon, 
warum der Staat ausgerechnet bei Finanzproduk-
ten zum Teil auf notwendige Regulierung verzich-
tet hat. 

Und ich frage mich natürlich, ob und wie der Staat 
national und international diese Regelungsdefizite 
beseitigt. 

Gewiss: Manche Managementgehälter, Bonuszah-
lungen und die in Einzelfällen auch durch Unter-
nehmen der Realwirtschaft vorgekommene Zocke-
rei belegen das Fehlverhalten Einzelner. 

Aber das Kernproblem liegt ganz woanders: 

In einer im besten Sinne des Wortes ordoliberalen 
Wirtschaftsordnung muss der Staat für eine Ord-
nung sorgen, weil sich sonst die Freiheit des Mark-
tes nicht verantwortlich entfalten kann. Deshalb 
müssen wir die Debatte über eine Revitalisierung 
der Sozialen Marktwirtschaft offensiv führen. Und 
deshalb muss der Staat sich auf seine Kernaufga-
ben besinnen und dort handlungsfähig und stark 
sein, wo er gebraucht wird. 

Einen wichtigen Beitrag zur Bewältigung der Krise 
leisten derzeit die Tarifpartner. Die Tarifabschlüsse 
dieses Jahres sind angemessen, beschäftigungs-
orientiert, differenziert und flexibel. 
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Es ist enorm wichtig, dass wir in der Beurteilung 
der wirtschaftlichen Situation heute mit den Ge-
werkschaften weitgehend übereinstimmen –anders 
als vor 13 Monaten, als noch Lohnforderungen von 
8 Prozent im Raum standen. Auch die Gewerk-
schaften wissen, dass wir keineswegs die Krise 
bereits bewältigt haben und dass viele Betriebe 
weit weg von einer normalen Auslastung ihrer Ka-
pazitäten sind. 

In vielen Unternehmen haben wir sehr vernünftige 
betriebliche Vereinbarungen getroffen, um trotz 
Umsatzeinbrüchen Beschäftigung so weit wie 
möglich zu sichern und bedrohten Unternehmen 
zu helfen. 

Gerade jetzt in der Krise bewähren sich die tarifli-
chen Öffnungsklauseln und betrieblichen Differen-
zierungsmöglichkeiten, die wir als Tarifvertragspar-
teien in den letzten Jahren vereinbart haben. 

Arbeitszeitkonten und betriebliche Abweichungs-
möglichkeiten waren und sind wichtige Elemente. 

Ich will ausdrücklich würdigen, dass sich die Ge-
werkschaften insgesamt verantwortungsvoll ver-
halten. 

Wir haben noch vor wenigen Jahren über die Fra-
ge gestritten, ob und wie man betriebliche Bünd-
nisse für Arbeit absichern soll. Wir sind für eine 
gesetzliche Regelung eingetreten, weil es vor eini-
gen Jahren Beispiele gab, in denen die Gewerk-
schaften solche betrieblichen Bündnisse blockier-
ten, obwohl die Arbeitnehmer und Betriebsräte in 
den Betrieben ein solches Bündnis mit dem Ar-
beitgeber vereinbart hatten. 

Ich stelle fest, dass es in den letzten vier Jahren 
keinen solchen Fall mehr gegeben hat. Wir haben 
mit den Gewerkschaften eine neue Form der Tarif-
kultur geschaffen, mit der vernünftige betriebliche 
Regelungen gefunden werden. Wir können des-
halb heute sagen, dass wir dazu keine gesetzliche 
Regelung brauchen. 

Herr Sommer, vielleicht ist das ein gutes Beispiel 
dafür, dass wir als Tarifpartner gemeinsam viel 
mehr erreichen können, als wir uns in der Vergan-
genheit gelegentlich zugetraut haben. 

Das sage ich allerdings nicht nur an die Adresse 
der Gewerkschaften, sondern auch an alle Ver-
antwortlichen in der Wirtschaft: 

Die Tarifbindung hat sich in den letzten drei Jahren 
zwar stabilisiert, sie ist nicht weiter zurückgegan-
gen. Mein Ziel ist es aber, dass die Tarifbindung in 
unserem Lande wieder wächst! 

Wir haben gerade gestern zwei neue Branchen in 
die BDA aus dem Dienstleistungsbereich aufge-
nommen, und ich wünsche mir gerade im Dienst-
leistungsbereich eine höhere Tarifbindung. 

Das wird uns nur gelingen, wenn wir die Moderni-
sierung unserer Tarifpolitik fortsetzen. 

Unsere Tarifverträge haben sich in den letzten 
Jahren bereits erheblich gewandelt, sind vor allem 
flexibler geworden und eröffnen viel mehr betriebli-
che Gestaltungsspielräume, als wir das vor zehn 
oder zwanzig Jahren für möglich gehalten haben. 

Und diese moderne Tarif- und Betriebspartner-
schaft ist ein Standortvorteil für Deutschland, den 
ich stets verteidigen werde. 

Ich habe mich gegen Gegner der Tarifautonomie in 
den eigenen Reihen gewehrt, als vor einigen Jah-
ren führende Vertreter der deutschen Industrie 
meinten, wir könnten darauf verzichten. 

Und ich wehre mich genauso gegen staatliche 
Eingriffe in die Tarifautonomie, wie wir sie in der 
letzten Legislaturperiode der großen Koalition er-
lebt haben. Es darf sich in Deutschland nicht wie-
derholen, dass mit einer staatlichen Rechtsverord-
nung Tarifverträge außer Kraft gesetzt werden, wie 
dies beim Post-Mindestlohn versucht worden ist. 

Und ich wehre mich genauso entschieden gegen 
zwei gefährliche Tendenzen, die zu einer Erosion 
der Tarifautonomie führen können: 

Ich bin kein Jurist, sondern Ingenieur, und ich 
muss und kann nicht alles verstehen, was das 
Bundesarbeitsgericht entscheidet. Ich habe mich in 
den letzten Jahren deshalb mit Kritik an der Recht-
sprechung zurückgehalten und habe das den Ju-
risten überlassen. 

Aber mittlerweile nehmen die Entscheidungen des 
Bundesarbeitsgerichtes zum Streikrecht eine Rich-
tung, die ich für höchst gefährlich halte und zu der 
ich nicht schweigen will. 

1. Das Bundesarbeitsgericht beschädigt ei-
nes der fundamentalen Prinzipien der Ta-
rifautonomie, nämlich die Friedenspflicht. 
Wer Unterstützungsstreiks gegen einen 
Arbeitgeber zulässt, der an einen laufen-
den, noch geltenden Tarifvertrag gebun-
den ist, der leistet Anstiftung dazu, diese 
Tarifbindung aufzugeben. 

Das Bundesarbeitsgericht sollte wissen, 
dass ein Arbeitgeber nur dann eine Tarif-
bindung auf Dauer akzeptieren wird, wenn 
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er sich darauf verlassen kann, dass wäh-
rend der Geltung seines Tarifvertrages 
nicht gestreikt wird, auch nicht unterstüt-
zend für Arbeitskämpfe in einem ganz an-
deren Tarifgebiet. 

2. Das Bundesarbeitsgericht hat gerade kürz-
lich eine weitere Säule unseres Tarifrech-
tes beschädigt, indem Flashmob-Aktionen 
für zulässig erklärt werden. Betriebsblo-
ckaden sind im Tarifrecht verboten, und 
sie müssen auch in der verkappten Form 
von Flashmob-Aktionen verboten bleiben! 
Wenn ein Supermarkt faktisch lahm gelegt 
wird, weil ein paar dutzend Personen in 
dem Laden den Kassenbereich blockieren 
und durch Sabotage und andere Attacken 
erreichen, dass über Stunden in dem La-
den nichts mehr geht, dann ist das eine 
faktische Betriebsblockade. 

 Der Ratschlag des Gerichts, der Arbeitge-
ber müsse in einem solchen Fall eben von 
seinem Hausrecht Gebrauch machen, ist 
vollkommen lebensfremd. Wie soll der Ein-
zelhändler erkennen können, wer beim Be-
treten seines Ladens Kunde und wer 
Flash-Mobber ist? Vielleicht sollten die 
Richter zunächst einmal eine Woche in ei-
nem Supermarkt arbeiten, bevor sie eine 
solche Entscheidung treffen! 

Und 

3. besorgt mich nach wie vor die Gefährdung 
der Tarifautonomie durch Spartengewerk-
schaften, die ihr besonderes Erpressungs-
potenzial zur Durchsetzung egoistischer 
Interessen missbrauchen. 

Der Grundsatz der Tarifeinheit ist unver-
zichtbare Voraussetzung für Tarifautono-
mie. Ein Arbeitgeber, der mit einer Ge-
werkschaft für alle Arbeitnehmer seines 
Betriebes einen Tarifvertrag abgeschlos-
sen hat, muss auch gegenüber Minderhei-
tengewerkschaften während der Friedens-
pflicht dieses Tarifvertrages geschützt 
sein. 

Vor einigen Wochen sind Vorfeldlotsen am 
Flughafen Stuttgart in einen Arbeitskampf 
getreten. Vorfeldlotsen sind sozusagen die 
Parkplatzeinweiser für Flugzeuge. Sie woll-
ten einen eigenen Spartentarifvertrag, ob-
wohl der Flughafen mit ver.di einen Tarif-
vertrag für alle Beschäftigten hat. Nach ei-
niger Zeit erhielten die Parkplatzeinweiser 
bei ihrem Streik Unterstützung von den 

Fluglotsen, obwohl auch für diese ein ver-
bindlicher Tarifvertrag bestand. Die Folge 
war die Blockade des Flughafens durch ei-
nen kombinierten Sparten- und Unterstüt-
zungsstreik – trotz bestehender Tarifver-
träge. 

Wenn wir dergleichen zulassen und wenn 
dergleichen weitere Nachahmer findet, ris-
kieren wir englische Verhältnisse der 70er 
Jahre! 

Deshalb appelliere ich an Regierung und 
Gesetzgeber, den Grundsatz „ein Betrieb – 
ein Tarifvertrag“ im Tarifvertragsgesetz 
festzuschreiben. Wir dürfen die Tarifauto-
nomie nicht zum Spielball von Spezialinte-
ressen kleiner Minderheiten machen! 

Wir alle wissen, dass es Jahre dauern wird, bis wir 
nach der Krise wieder auf dem Niveau des Jahres 
2008 ankommen werden. 

Es ist richtig, dass die Bundeskanzlerin das Ziel 
vorgibt, Deutschland aus der Krise zu neuer Stärke 
zu führen und stärker zu werden als vor der Krise. 
Diese ehrgeizige Perspektive teile ich ausdrücklich 
auch aus Sicht der Unternehmen. 

Wir wollen stärker und wettbewerbsfähiger aus der 
Krise herauskommen, als wir hineingegangen sind. 

Aber ich glaube nicht daran, dass es jemals wieder 
so sein wird wie vor der Krise – weder ökonomisch 
noch gesellschaftlich. 

• Wir werden nach der Krise mehr Schulden 
haben als je zuvor. 

• Wir sehen uns neuen Wettbewerbern ge-
genüber, die stärker wachsen und wettbe-
werbsfähiger werden, z. B. China und In-
dien. 

• Wir Deutschen werden weniger und älter. 

• Und unsere Sozialsysteme sind in ihrer 
bisherigen Form nicht zukunftsfähig. 

Gerade deshalb begrüße ich wichtige langfristige 
Weichenstellungen der Koalitionsvereinbarung. 

Ich messe die Koalition weniger daran, ob weitere 
steuerliche Entlastungen ein Jahr früher oder spä-
ter kommen und wann eine grundlegende Steuer-
reform in Kraft tritt, die sicher notwendig ist. 
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• Wir werden die Bundesregierung daran 
messen, ob sie ihre mutigen und ehrgeizi-
gen Ziele zu strukturellen Veränderungen 
unserer Sozialsysteme umsetzt. 

• Wir werden die Regierung daran messen, 
ob sie im Laufe dieser Legislaturperiode 
nach der Krise konsequent zu einem Kurs 
der Konsolidierung zurückkehrt. 

• Wir werden die Regierung daran messen, 
ob in den vier Jahren neue Belastungen 
von Wirtschaft und Arbeit unterbleiben. 

• Wir werden die Regierung daran messen, 
ob in diesen vier Jahren die Zukunftsinves-
titionen, vor allem für Bildung und Innova-
tion, gestärkt werden. 

Das sind die Themen, von denen abhängt, ob 
Deutschland tatsächlich stärker wird. 

Der demografische Wandel kommt nicht irgend-
wann, sondern er ist da. 

Völlig zu Recht hat deshalb die Bundeskanzlerin in 
ihrer Regierungserklärung eine der großen zentra-
len Herausforderungen für die nächsten Jahre 
hervorgehoben, nämlich die Sozialsysteme auf 
diese Entwicklung einzustellen und zukunftsfähig 
zu machen. 

Wenn wir nicht jetzt handeln, werden die Sozialab-
gaben in den nächsten Jahren und Jahrzehnten 
explodieren und die Sozialsysteme kaputt gehen. 
Wir wollen das nicht. Wir wollen funktionierende, 
finanzierbare und leistungsfähige Sozialsysteme. 

Generationengerechtigkeit, Verlässlichkeit und 
nachhaltige Stabilität sind die Bedingungen für ein 
solidarisches System. 

Ich habe immer Forderungen nach mehr Netto 
vom Brutto unterstützt. Ich finde es unerträglich, 
dass vielfach noch nicht einmal die Hälfte von 
dem, was wir als Arbeitgeber als Bruttoarbeitskos-
ten zahlen, netto in den Taschen unserer Beschäf-
tigten ankommt. Und das betrifft bei weitem nicht 
nur Spitzenverdiener, sondern gilt teilweise schon 
bei Durchschnittsverdienern und bei tariflichen 
Löhnen für Facharbeiter. 

Die OECD rechnet uns Jahr für Jahr vor: Kaum ein 
anderes Land belastet Löhne und Gehälter so sehr 
mit Steuern und Abgaben wie Deutschland. Und 
das muss sich ändern. 

Das kann über die Senkung der Steuern gesche-
hen. Ich bin dafür, sobald die Spielräume dafür da 
sind. 

Aber ich sage auch: Noch dringender ist es, dass 
die Sozialbeiträge sinken und nicht etwa noch 
weiter steigen. Die Koalitionsparteien wollen mehr 
Netto vom Brutto. Ich habe bei allen Gesprächen 
immer wieder darauf hingewiesen, dass es die 
Sozialbeiträge sind, die mit rund zwei Dritteln für 
den größten Teil des Abgabenkeils zwischen Ar-
beitskosten und Nettolöhnen verantwortlich sind. 

Es ist deshalb richtig, dass die Koalition die Sozi-
albeiträge fest im Blick hat und mit neuen Steuer-
zuschüssen dafür sorgen will, dass die Beiträge 
zur Kranken- und Arbeitslosenversicherung jetzt in 
der Krise nicht steigen. Ich betone ausdrücklich: 
Das ist richtig und hat meine Unterstützung. 

Zur Wahrheit gehört aber auch, dass wir die Fi-
nanzierungsprobleme der Sozialversicherung nicht 
beliebig immer weiter durch noch höhere Steuer-
zuschüsse werden lösen können. Sie können nicht 
die notwendigen Strukturreformen ersetzen, die wir 
in allen Bereichen der Sozialversicherung angehen 
müssen: 

Wir müssen vor allem dafür sorgen, das Ausga-
benwachstum in den Griff zu bekommen. Die gol-
dene Regel aus dem Koalitionsvertrag, dass die 
Ausgaben nicht stärker steigen dürfen als unsere 
Wirtschaftsleistung, muss gerade auch für die So-
zialausgaben gelten. 

Die Weichenstellungen des Koalitionsvertrages in 
der Sozialpolitik sind richtig: 

1. Es wird kein Weg daran vorbeiführen, den 
Wettbewerb im Gesundheits- und Pflege-
bereich auszuweiten. Nur so kommen wir 
zu einem Gesundheitswesen, in dem die 
Beitragsmittel optimal eingesetzt werden. 

2. Nach der Riester-Rente brauchen wir wei-
tere Schritte zur kapitalgedeckten Eigen-
vorsorge. Die geplante Ergänzung der um-
lagefinanzierten Pflegeversicherung um 
eine kapitalgedeckte Säule ist ein wichtiger 
Schritt. CDU/CSU und FDP korrigieren 
damit einen grundlegenden Fehler, den sie 
1995 bei der Einführung der Pflegeversi-
cherung gemacht haben. 

3. Wir kommen um verstärkte Eigenbeteili-
gungen nicht herum, wenn Hochleis-
tungsmedizin und Pflegeleistungen auch 
künftig für alle bezahlbar bleiben sollen. 
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4. Die von der Koalition geplante Entkopp-
lung der wachsenden Kosten des Ge-
sundheitswesens vom Arbeitsverhältnis ist 
absolut richtig, notwendig und sozial ge-
recht. Der einkommensunabhängige Bei-
trag ist nicht nur ein Schritt zur beschäfti-
gungsfreundlicheren Finanzierung der ge-
setzlichen Krankenversicherung, sondern 
er ermöglicht vor allem auch einen sehr 
viel zielgenaueren sozialen Ausgleich, als 
das heute der Fall ist. 

5. Die Rente mit 67 muss konsequent umge-
setzt werden. Schon die bisherigen Aus-
nahmeregelungen sind fragwürdig. 

Die ständigen Manipulationen der Renten-
formel zulasten der Zukunft müssen aufhö-
ren. 

Und der gesellschaftliche Wandel, insbe-
sondere die zunehmende Erwerbstätigkeit 
der Frauen, muss endlich durch eine Re-
form der Hinterbliebenenversorgung be-
rücksichtigt werden. 

6. In der Arbeitslosenversicherung liegen 
nach wie vor Effizienzreserven. Die Zahl 
der Arbeitsmarktinstrumente lässt sich 
problemlos mindestens halbieren, ohne 
dass damit die Chancen der Arbeitslosen 
vermindert würden – im Gegenteil! 

Nachhaltigkeit und Generationengerechtigkeit sind 
auch die entscheidenden Stichworte für die Haus-
haltspolitik der kommenden Jahre. 

Die krisenbedingte Ausweitung der Staatsver-
schuldung war unvermeidbar. Aber der Sachver-
ständigenrat mahnt zu Recht eine Exit-Strategie 
an, und der Bundesfinanzminister hat genau dies 
für den Zeitraum ab 2011 angekündigt. Und Wolf-
gang Schäuble traue ich zu, dass er das nicht nur 
sagt, sondern auch durchsetzt! Zur Konsolidierung 
des Haushaltes werden wir alle unseren Beitrag 
leisten müssen. 

Ich bin überzeugt, dass nach wie vor das Thema 
Subventionsabbau auf die Tagesordnung gehört. 
Das wird auch uns betreffen. Und wenn der geziel-
te Abbau von Subventionen nicht vorankommt, bin 
ich für die Rasenmäher-Methode. 

Die Bundesregierung sagt zu Recht, dass für eine 
erfolgreiche Haushaltskonsolidierung eine Doppel-
strategie aus Wachstum und Ausgabensenkung 
erforderlich ist. 

Die große Koalition hatte vor der Krise diese Dop-
pelstrategie nicht. Sie setzte auf Steuererhöhun-
gen und profitierte vom Wachstum, nicht von Aus-
gabensenkungen. Es hat zwar ein paar Einspa-
rungen gegeben, die aber durch Mehrausgaben, 
vor allem in der Sozialpolitik, weit überboten wur-
den. 

Der „Mehrfachspagat“, vor dem die Politik steht, ist 
wahrlich eine schwierige Übung. Wir brauchen 
Steuer- und Beitragssenkungen, wir brauchen 
Wachstumsförderung durch Investitionen und In-
novationen, und wir brauchen Schuldenabbau. 

Das gelingt nur bei gleichzeitigen Einsparungen im 
konsumtiven Bereich. 

Nachhaltigkeit ist das Gebot einer zukunftsfähigen 
Haushalts-, Finanz- und Sozialpolitik. 

Bekanntlich hat jede Krise auch Chancen. Das gilt 
für die Finanzmarktkrise, für die Wirtschaftskrise 
und die Krise unserer Sozialsysteme. 

In den letzten Jahren ist viel über gesellschaftliche 
Spaltung gesprochen worden. Ich habe das Ge-
fühl, unser Land, unsere Gesellschaft kann unter 
den großen Anforderungen, die wir jetzt alle spü-
ren, enger zusammenrücken. 

Wirtschaft, Politik, Gewerkschaften, wir alle stellen 
uns in der Krise der Verantwortung – und wir 
scheinen es besser zu machen, als das zurzeit in 
anderen Ländern geschieht. 

Das sollten wir nutzen. 

Für einen neuen Aufbruch, mit Mut und Zuversicht 
und mit der Entschlossenheit, unser Land zu stär-
ken. 

Wir, die Arbeitgeber, sind bereit, unseren Beitrag 
zu leisten. Wir haben bewiesen, dass wir alles tun, 
um Beschäftigung zu sichern und gemeinsam die 
Krise zu bewältigen. 

Wir sollten auch gemeinsam die Kraft haben, über 
die Krise hinaus die Weichen für Wachstum und 
Beschäftigung zu stellen –  

• für eine Erneuerung unserer Sozialsyste-
me,  

• für die Sanierung der Staatsfinanzen 

• und für eine nachhaltige Wirtschafts- und 
Sozialordnung. 


